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Studiengebühren erhöhen die Mobilität  
von Studienbewerbern kaum 

Seit das Bundesverfassungsgericht 2005 das Ver-
bot von Studiengebühren aufgehoben hat, haben 
sieben Bundesländer Studiengebühren von bis zu 
500 Euro pro Semester eingeführt. Eine Studie des 
DIW Berlin zeigt, dass dies zu Ausweichreaktio-
nen der Studienbewerber geführt hat, die zahlen-
mäßig nur gering ausfallen: Die Wahrscheinlich-
keit, ein Studium im Heimatbundesland beginnen 
zu wollen, sinkt für Studienanfänger aus Gebüh-
renländern um rund zwei Prozentpunkte. Dabei 
weichen vor allem Abiturienten mit schlechten 
Zeugnissen den Gebührenländern aus. Studien-
anfänger mit sehr guten Abiturnoten lassen sich 
dagegen von den Gebühren kaum abschrecken.

Die Gebührenfreiheit für das Studium an deut-
schen Hochschulen war bis vor kurzem verfas-
sungsrechtlich festgelegt. Im Jahr 2003 klagten 
jedoch sechs Bundesländer gegen dieses bun-
desweite Verbot von Studiengebühren. Anfang 
2005 kam das Bundesverfassungsgericht zu 
dem Urteil, dass dieses Verbot dem Recht der 
Bundesländer, ihre Hochschulpolitik selbst zu 
bestimmen, widerspricht. Sieben der sechzehn 
deutschen Länder kündigten daraufhin an, bis 
zum Frühjahr 2005 Gebühren einzuführen. Mitt-
lerweile erheben Baden-Württemberg, Bayern, 
Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen 
und das Saarland allgemeine Studiengebühren 
für das Erststudium ab dem ersten Semester. 
Auch Hessen führte im Wintersemester 2007 
Studiengebühren ein, diese wurden jedoch im 
darauf folgenden Wintersemester wieder abge-
schafft. Die Einführung der Gebühren wurde 
von einer heftigen politischen und öffentlichen 
Debatte begleitet. 

Weichen Studienbewerber den 
Gebührenländern aus?

Eine aus wissenschaftlicher wie aus politischer 
Sicht interessante Frage ist, wie sehr Studien-
bewerber mit ihrem Mobilitätsverhalten auf die 
Studiengebühren reagieren. Weichen Studien
bewerber den „Gebührenländern“ aus? Und 
wenn ja, in welchem Umfang? Das DIW Berlin 
hat diese Fragen im Rahmen einer empirischen 
Studie untersucht.1 Grundlage waren die Daten 
der Zentralstelle für die Vergabe von Studienplät-
zen (ZVS) über Bewerber für die Studiengänge 
Medizin und Zahnmedizin der Jahre 2002 bis 
2008. 

1	 Dwenger, N., Storck, J., Wrohlich, K.: Do Tuition Fees Affect the Mo-
bility of University Applicants? Evidence from a Natural Experiment. 
Discussion Paper Nr. 926, DIW Berlin 2009.
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Das Gespräch führte 
Erich Wittenberg.
Das vollständige In-
terview zum Anhören 
finden Sie auf  
www.diw.de/interview

Frau Dr. Wrohlich, die Bundesländer können 
ihre Hochschulpolitik selbst bestimmen und 
haben teilweise Studiengebühren eingeführt. 
Wo muss man zahlen, wo nicht?
Im Moment bezahlt man Studiengebühren in 
Baden-Württemberg, Bayern, Hamburg, Nieder-
sachsen, Nordrhein-Westfalen und im Saarland. 
Die Studiengebühren liegen überall in einer 
Höhe von ungefähr 500 Euro pro Semester.

Sie haben das Mobilitätsverhalten von Studien­
anfängern untersucht. Wie haben die Studien­
bewerber auf die Gebühren reagiert? 
Uns hat die Frage interessiert, ob Studienbewer-
ber den Gebühren ausweichen und sich eher in 
den Ländern bewerben, in denen keine Gebüh-
ren zu bezahlen sind. Die Wahrscheinlichkeit, 
dass man sich im Heimatbundesland bewirbt, 
ist um zwei Prozentpunkte 
niedriger, wenn man aus ei-
nem Gebührenland kommt. 
Das heißt, es gibt einen sehr 
kleinen Anteil von Studien-
bewerbern, die den Gebühren 
ausweichen.

Das heißt ja umgekehrt, dass 
viele Studienanfänger die 
Gebühren in Kauf nehmen. Was bewegt einen 
Studienanfänger, dennoch an einer gebühren­
pflichtigen Hochschule zu studieren? 
Die Mobilität von Studienanfängern ist in 
Deutschland insgesamt sehr gering. Über die 
Beweggründe, trotz Ausweichmöglichkeit an 
einer gebührenpflichtigen Hochschule zu stu-
dieren, haben wir zum Beispiel herausgefunden, 
dass Studienbewerber mit sehr guten Abiturno-
ten eher zu Hause bleiben, auch wenn sie aus 
einem Gebührenland kommen, also den Gebüh-
ren in geringerem Ausmaß ausweichen.

Also bestimmen nicht in erster Linie das Geld, 
sondern die Noten über die Wahl der Univer­
sität?
Wir können aus unseren Daten nicht das Ein-
kommen der Eltern ableiten. Das heißt, wir kön-
nen leider nichts über den Einfluss des Einkom-
mens auf die Wahl des Studienortes sagen. Man 
kann annehmen, dass gute Noten mit einem 

hohen Einkommen 
der Eltern korre-
liert sind. Es könnte also durchaus sein, dass in 
diesem „Gute-Noten-Effekt“ in Wirklichkeit ein 
Einkommenseffekt steckt. Das konnten wir aber 
mit unseren Daten leider nicht gesondert her-
ausfiltern.

Was aber könnten die Ursachen dafür sein, 
dass Studienanfänger mit guten Noten eher 
bereit sind, Studiengebühren zu bezahlen?
Über die Ursachen können wir nur spekulieren. 
Es könnte zum Beispiel sein, dass Studienan
fänger mit guten Noten erwarten, schneller mit 
dem Studium fertig zu sein und sich bessere 
Jobchancen ausrechnen. Die Rechnung ist viel-
leicht, schneller zu studieren und besser abzu-
schließen. Damit hätte sich die Investition in die 

Studiengebühren gelohnt. 
Es könnte dabei insgesamt 
auch die Erwartung dahinter 
stehen, dass Universitäten, 
die Gebühren erheben, eine 
höhere Qualität haben. Viel-
leicht sind Schüler mit guten 
Noten eher bereit, für eine 
eventuell höhere Qualität 
auch zu bezahlen.

Bedeutet das, dass teure Unis die besseren 
Studenten bekommen?
Zumindest kann man umgekehrt sagen, dass 
die gebührenfreien Länder nicht in der Lage 
sind, auch die besonders guten Bewerber an
zuziehen. 

Wären damit die gebührenfreien Bundes­
länder nicht besser dran, wenn Sie in Zukunft 
auch Gebühren einführen?
Den Schluss kann man nicht ziehen. Wir haben 
zwar herausgefunden, dass die Studienanfänger 
tatsächlich nicht in sehr großem Ausmaß den 
Gebühren ausweichen. Was wir aber mit unseren 
Daten leider nicht untersuchen konnten, war die 
vorhergehende Entscheidung, ob sich ein Abitu-
rient überhaupt für ein Studium bewerben will. 
Es könnte ja sein, dass Studiengebühren den Ef-
fekt haben, dass sie Studienberechtigte gene-
rell von einem Studium abhalten. 

Sieben Fragen an Katharina Wrohlich

„Abiturienten mit guten Noten nehmen 
eher Studiengebühren in Kauf“

»
Nur ein kleiner 

Anteil von Studien-
bewerbern weicht 

den Gebühren aus.

«

Dr. Katharina Wrohlich,  
Wissenschaftliche 
Mitarbeiterin in der 
Abteilung Staat 
am DIW Berlin
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Zunächst ist festzustellen, dass Studienbewerber 
in Deutschland allgemein nur wenig mobil sind. 
Dies trifft sowohl auf Studierende aller Fachrich-
tungen zu als auch auf die spezielle Gruppe der 
Bewerber für Medizin und Zahnmedizin. Im 
Jahr 2003 beschlossen 60 Prozent der Studien-
anfänger, ein Studium in ihrem Heimatbundes-
land aufzunehmen. Die überwiegende Mehrheit 
derjenigen, die sich für ein anderes Bundesland 
entschieden, zog in ein benachbartes Bundesland. 
Außerdem fällt auf, dass es wenig Wanderungs-
bewegungen von Ost- nach Westdeutschland und 
andersherum gibt.

Die Studie des DIW Berlin untersucht, ob die 
dezentrale Einführung der Studiengebühren zu 
zusätzlicher Mobilität der Studienbewerber führt. 
Dazu wird der spezielle Umstand in Deutschland 
genutzt, dass Gebühren nur in einigen Bundes-
ländern eingeführt wurden, während das Stu-
dium in den anderen gebührenfrei blieb.

In diesem „natürlichen Experiment“ lassen sich 
zwei Gruppen unterscheiden: Zum einen die 
Gruppe der Studienbewerber, die ihre Hoch-
schulzulassung in einem Gebührenland er-
halten hat („Versuchsgruppe“), zum anderen 
eine Kontrollgruppe, das heißt Bewerber aus 
Nicht-Gebührenländern. Da die Einführung der 
Gebühren von den Studienbewerbern nicht be-
einflusst werden konnte, lässt sich der kausale 
Effekt der Studiengebühren auf das Mobilitäts-
verhalten aus einem Vergleich dieser beiden 
Gruppen ermitteln. 

Sind Bewerber aus Studiengebührenländern 
beispielsweise durchschnittlich mobiler als sol-
che aus Nicht-Gebührenländern, dann ist davon 
auszugehen, dass Studiengebühren mobilitäts-
erhöhend wirken. Es ist allerdings nicht auszu-
schließen, dass Bewerber aus Studiengebühren-
ländern von vornherein mobiler oder immobiler 
sind als die Bewerber der Kontrollgruppe. Um 
solche Einflussfaktoren auszuschließen, wird 
der Effekt der Einführung von Studiengebüh-
ren auf die Wahrscheinlichkeit, im Heimatbun-
desland zu studieren, mittels einer doppelten 
Differenz („Difference-in-Difference“) berech-
net. Verglichen wird dabei die Änderung des 
Bewerberverhaltens in Gebührenländern mit 
der Änderung des Bewerberverhaltens in der 
Kontrollgruppe.

Gute Abiturienten schrecken die Gebühren 
kaum ab

Die Ergebnisse zeigen, dass Studienbewerber tat-
sächlich auf Studiengebühren reagieren, wenn 

auch nur in geringem Ausmaß: Für Bewerber 
aus den betreffenden Bundesländern reduziert 
sich aufgrund der Einführung der Studienge-
bühren die Wahrscheinlichkeit, ein Studium 
im Heimatbundesland beginnen zu wollen, um 
knapp zwei Prozentpunkte von 69 Prozent auf 67 
Prozent. Ein weiteres interessantes Ergebnis ist, 
dass Bewerber, die in der Schule besonders gute 
Leistungen erzielten (Abiturnote von 1 bis 1,5), 
trotz Gebühren im Heimatbundesland bleiben, 
während Bewerber mit schlechteren Noten eher 
abwandern.

Hierfür gibt es mehrere mögliche Erklärun-
gen: Studienanfänger, die schon in der Schule 
gute Leistungen erbracht haben, erwarten auch, 
ihr Studium mit sehr guten Leistungen abzu-
schließen und damit entsprechende Job- und 
Verdienstmöglichkeiten nach ihrem Abschluss. 
Sie sind daher möglicherweise eher bereit, für 
das Studium zu bezahlen. Zweitens kann davon 
ausgegangen werden, dass sich Studierende von 
den Gebühren eine höhere Qualität der universi-
tären Ausbildung versprechen. Studierende mit 
hohen akademischen Ambitionen wählen eine 
Universität in einem Gebührenland und sind be-
reit, für die erwartete höhere Qualität zu zahlen. 
Ein dritter Grund für die schwächere Reaktion 
von Bewerbern mit sehr guten schulischen Lei-
stungen auf die Gebühren könnte auch damit 
zusammenhängen, dass einige Universitäten 
Gebühren für Studierende mit herausragenden 
Leistungen oder Stipendien erlassen. 

Denkbar ist auch, dass gute Noten mit höherem 
Einkommen der Eltern korrelieren und daher 
gute Abiturienten mit größerer finanzieller Un-
terstützung durch ihre Eltern rechnen können. 
Während über die Gründe des „Noteneffekts“ 
nur spekuliert werden kann, hat dieser doch 
wichtige Implikationen für die Hochschulpolitik 
und -finanzierung.

Fazit 

Der „Noteneffekt“ führt dazu, dass Gebühren-
länder die guten Studierenden an sich binden, 
während Studienbewerber mit schlechteren 
Noten eher in kostenfreie Bundesländer abwan-
dern. Den gebührenfreien Ländern entsteht kein 
Wettbewerbsvorteil. Ihnen gelingt es nicht, mit 
einem gebührenfreien Studium herausragende 
Bewerber aus Studiengebührenländern abzuwer-
ben. Die Gebührenländer dagegen profitieren 
in doppelter Hinsicht. Sie erhalten zusätzliche 
finanzielle Mittel, können so eine bessere Hoch-
schulqualität finanzieren und binden damit eher 
Studierende mit besserer Abiturnote. 
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Wollen die gebührenfreien Länder diese – wenn 
auch in ihrem Ausmaß eher geringen – Wande-
rungsbewegungen vermeiden, bestünde für sie 
die Möglichkeit, Gebühren in Form der „Landes-
kinder-Regelung“ einzuführen. In einem solchem 

Modell müssten nur landesfremde Studierende 
Gebühren zahlen. Ein ähnliches Modell wird in 
den USA angewendet, wo Studierende zu redu-
zierten Gebühren an öffentlichen Universitäten 
im eigenen Bundsstaat studieren können. 
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